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Mitteilungen der Geschäftsstelle

Bei der Sächsischen Landesärztekam-
mer häufen sich die Anfragen von Ärz-
ten aber auch von Patienten, mit der
Bitte um Vorlage von Mustern für Pa-
tientenverfügungen (auch „Patientente-
stamente” genannt). Immer wieder ver-
weisen auch öffentliche Medien darauf,
daß ohne dies abzusprechen, bei der
Sächsischen Landesärztekammer Muster
für Patiententestamente zu erhalten sei-
en. 

Hintergrund dieser Anfragen sind offen-
sichtlich Wünsche von Patienten, wel-
che Maßnahmen in dem Fall eines
Krankheitsbildes zu treffen sind, in dem
eine sonst angemessene Diagnostik und
Therapie nicht mehr indiziert ist, son-
dern eine Begrenzung der Behandlung
dem Arzt mitzuteilen, geboten ist. Hier
tritt die palliativ-medizinische Versor-
gung in den Vordergrund. Für den Arzt,
dessen Aufgabe es ist, das Leben des
Patienten zu erhalten, die Gesundheit zu
schützen und wieder herzustellen sowie
Leiden zu lindern und Sterbenden bis
zum Tod beizustehen, ist es in der kon-
kreten Situation schwierig, unter Beach-

Patientenverfügung 
tung des Selbstbestimmungsrechtes des
Patienten, den Willen des Patienten zu
ermitteln.

Nach den Grundsätzen der Bundesärzte-
kammer zur ärztlichen Sterbebegleitung
(abgedruckt im „Deutschen Ärzteblatt”,
Heft 39 vom 25. September 1998, Seite
2366 ff.), ergibt sich, daß Patientenver-
fügungen, die auch „Patiententesta-
mente” genannt werden, Vorsorgevoll-
machten und Betreuungsverfügungen
eine wesentliche Hilfe für das Handeln
des Arztes sein können. Diese Patien-
tenverfügungen sind verbindlich, sofern
sie sich auf die konkrete Behandlungssi-
tuation beziehen und keine Umstände
erkennbar sind, daß der Patient sie nicht
mehr gelten lassen würde. Der Arzt muß
stets überprüfen, ob die Verfügung, die
eine Behandlungsbegrenzung erwägen
läßt, auch für die aktuelle Situation gel-
ten soll. Dabei ist daran zu denken, daß
solche Willensäußerungen meist in ge-
sunden Tagen verfaßt wurden und daß
die Hoffnung oftmals in ausweglos er-
scheinenden Lagen wächst.

Mit freundlicher Genehmigung der Ärz-
tekammer Berlin hat uns diese Muster
einer Patientenverfügung, Betreuungs-
verfügung und Vorsorgevollmacht so-
wie eine tabellarische Übersicht zur Ver-
fügung gestellt. Diese können bei der
Sächsischen Landesärztekammer, Frau
Bärwald, Sekretärin der juristischen Ge-
schäftsführerin, Tel. 03 51/8 26 74 21,
und Frau Hennig, Sachbearbeiterin Be-
rufsrechtliche Angelegenheiten, Tel.-Nr.
03 51/8 26 74 23, telefonisch bestellt
werden. Patienten können diese Formu-
lare gegen Zusendung eines mit 3,– DM
franktierten DIN A5 (C 5) Brief-
umschlages (230 x 60 mm), mit ihrer
Adresse versehen, bei der Sächsischen
Landesärztekammer anfordern.

Im Internet stehen die Muster unter
der Homepage der Sächsischen Lan-
desärztekammer zum down load
(„herunterladen”) zur Verfügung
(http://www.slaek. de). 

Ass. Iris Glowik
Juristische Geschäftsführerin

Der Weiterbildungsausschuß möchte da-
rauf hinweisen, daß die Übergangsrege-
lungen der Weiterbildungsordnung der
Sächsischen Landesärztekammer § 23
Abs. 11 zum 31.12.1999 auslaufen.
Nach dieser Regelung können alle Ärzte
ohne Gebietsbezeichnung (einschließ-
lich Praktische Ärzte), die bei Inkraft-
treten der Weiterbildungsordnung zum

01.01.1994 in eigener Praxis tätig
waren, noch bis zum 31.12.1999 den
Antrag auf Zulassung zur Facharztprü-
fung für die Gebietsbezeichnung Allge-
meinmedizin stellen, wenn sie während
der letzten acht Jahre vor der Antrag-
stellung mindestens 6 Jahre allgemein-
medizinisch tätig waren.
Nach Ablauf dieser in der Weiterbil-

dungsordnung festgelegten Frist ist für
Praktische Ärzte eine Beantragung auf
Zulassung zur Facharztprüfung für das
Gebiet Allgemeinmedizin nach diesen
Übergangsregelungen (das heißt ohne
Weiterbildung) nicht mehr möglich.

Prof. Dr. med. habil. Gruber
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Übergangsregelung für niedergelassene Praktische Ärzte


